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188 . Kundmachung: Geltungsbereich des Montrealer Protokolls über Stoffe, die zu einem Abbau der

Ozonschicht führen
189 . Notenwechsel betreffend Derogation des Staatsvertrages zwischen der Republik Österreich und der

Republik Polen über den wechselseitigen rechtlichen Verkehr
190 . Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland und dem

Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der Republik Österreich nach
Rn. 2010 des ADR über die Beförderung von Calciumphosphid und Schädlingsbe-
kämpfungsmitteln mit Calciumphosphid

187. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Wiener
Übereinkommens zum Schutz der Ozonschicht

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende Staaten ihre
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum Wiener
Übereinkommen zum Schutz der Ozonschicht
(BGBl. Nr. 596/1988, letzte Kundmachung des
Geltungsbereiches BGBl. Nr. 112/1990) hinterlegt:

Einer weiteren Mitteilung des Generalsekretärs
der Vereinten Nationen zufolge hat das Vereinigte

Königreich am 30. August 1990 den Geltungsbe-
reich des Übereinkommens auf Guernsey ausge-
dehnt.

Vranitzky

188. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Montrealer
Protokolls über Stoffe, die zu einem Abbau der

Ozonschicht führen

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten
ihre Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum
Montrealer Protokoll über Stoffe, die zu einem
Abbau der Ozonschicht führen (BGBl.
Nr. 283/1989, idF BGBl. Nr. 109/1991, letzte
Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 113/1990) hinterlegt:
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Einer weiteren Mitteilung des Generalsekretärs
der Vereinten Nationen zufolge hat das Vereinigte
Königreich am 30. August 1990 den Geltungsbe-
reich des Übereinkommens auf Guernsey ausge-
dehnt.

Vranitzky

189.

Notenwechsel betreffend Derogation des Staatsvertrages zwischen der Republik Österreich und
der Republik Polen über den wechselseitigen rechtlichen Verkehr

(Übersetzung)

Österreichische Botschaft
Zl. 462.00/1-A/90

Die Österreichische Botschaft in Warschau
entbietet dem Ministerium für Auswärtige Angele-
genheiten der Republik Polen ihre Empfehlungen
und beehrt sich, folgendes mitzuteilen:

Nach österreichischer Ansicht wurde dem Staats-
vertrag zwischen der Republik Österreich und der
Republik Polen über den wechselseitigen rechtli-
chen Verkehr vom 19. März 1924 *), spätestens
durch den Vertrag zwischen der Republik Öster-
reich und der Volksrepublik Polen über die
wechselseitigen Beziehungen in bürgerlichen
Rechtssachen und über Urkundenwesen vom
25. Jänner 1973 **), und die Verträge zwischen der
Republik Österreich und der Volksrepublik Polen
über die Rechtshilfe in Strafsachen ***) und die
Auslieferung ****) vom 27. Februar 1978, derogiert.

Der erwähnte Staatsvertrag vom 19. März 1924
ist somit außer Kraft getreten und nicht mehr
anwendbar.

Die Botschaft wäre dem Außenministerium der
Republik Polen für eine bestätigende Note dankbar.
Die Botschaft benützt diese Gelegenheit, dem
Ministerium den Ausdruck ihrer Hochachtung zu
erneuern.

Warschau, den 12. Oktober 1990

L. S.

Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten
der Republik Polen
Diplomatisches Protokoll
Warschau

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 226/1926
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 79/1974

***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 145/1980
****) Kundgemacht in BGBl. Nr. 146/1980



76. Stück — Ausgegeben am 18. April 1991 — Nr. 190 1071

(Übersetzung)

DPT.III.213-26-87

Das Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten
entbietet der Österreichischen Botschaft seine
Empfehlungen und beehrt sich, bezugnehmend auf
ihre Note Zl. 462-00/1-A/90 vom 12. Oktober
1990 mitzuteilen, daß die polnische Seite die in der
Note ausgedrückte Ansicht teilt, der zufolge der
Vertrag zwischen der Republik Polen und der
Republik Österreich über gegenseitigen Rechtsver-
kehr, unterzeichnet am 19. März 1924 in Wien,
außer Kraft trat und durch spätere diesbezügliche
Verträge zwischen Polen und Österreich abgelöst
wurde.

Das Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten
benutzt auch diese Gelegenheit dazu, der Österrei-
chischen Botschaft den Ausdruck seiner Hochach-
tung zu erneuern.

Warschau, den 22. November 1990

L. S.

Österreichische Botschaft
Warschau

Vranitzky

190.

(Übersetzung)

V E R E I N B A R U N G

zwischen dem Bundesminister für Verkehr der
Bundesrepublik Deutschland und dem Bundes-
minister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr
der Republik Österreich nach Rn. 2010 des
ADR über die Beförderung von Calciumphos-
phid und Schädlingsbekämpfungsmitteln mit

Calciumphosphid

(1) Die für das ADR zuständigen Behörden in
Österreich und der Bundesrepublik Deutschland
kommen überein, die im Jahre 1988 in Wien und
Bonn unterzeichnete Vereinbarung *) über die
Beförderung von Calciumphosphid und Schädlings-
bekämpfungsmitteln mit Calciumphosphid

— ECE-Ordnungsnummer 1794

bis auf Widerruf durch eine der Vertragsparteien zu
verlängern.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 533/1988
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(2) Der Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und Österreich bis auf
Widerruf durch eine der Vertragsparteien."

Wien, den 20. Februar 1991

Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich:

Kafka

Bonn, den 27. Dezember 1990

Die für das ADR zuständige Behörde der
Bundesrepublik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr:
Im Auftrag:

Quester

Vranitzky


